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n Sachsens Betriebenmit mehr als 20 Ar-
beitsplätzen waren im vergangenen Jahr

etwwt a 45.000 Schwerbehinderte oder ihnen
Gleichgestellte beschäfttf igt. AllA s schwerbe-
hindert gilt, wer einen Grad der Behinde-
rung von mindestens 50 hat. Im Berufsle-
ben stehen diesen Menschen dann beson-
dere Rechte zu – Nachteilsausgleich ge-
nannt. Doch dazu existieren viiv ele falsche
Vorstellungen.

1. Wer schwerbehindert ist, muss den
Vorgesetzten darüür ber informieren.

Falsch. Niemand ist dazu verpfllf ichtet, dem
Arbeitgeber seinen Grad der Behinderung
zu offff enbaren. „Das gilt zumindest, solange
der Mitarbeiter der vertraglich vereinbar-
ten Arbeitstätigkeit nachkommen kann“,
sagt Carsten Fleischer, Fachanwalt füüf r Ar-

beitsrecht in Dresden. Tatsächlich verzich-
ten viele darauf. Sie schämen sich füüf r ihre
Erkrankungen oder füüf rchten, im Job be-
nachteiligt zu werden. Wer dennoch Be-
scheid geben möchte, setzt ein formloses
Schreiben an die Personalabteilung auf
und legt eine Kopie des Schwerbehinder-
tenausweises bei.

Grundsätzlich darf der zukünfttf ige Chef
in einem Vorstellungsgespräch nicht ge-
zielt nach einer Behinderung fragen. Sollte
er es trotzdem tun, haben Bewerber das so-
genannte „Recht zur Lüge“. Das ist ähnlich
wie bei der Frage nach einer Schwanger-
schafttf . Wer in dem Fall nicht wahrheitsge-
mäß antwwt ortet, muss später nicht mit Kon-
sequenzen rechnen. Wenn die Schwerbe-
hinderung jedoch die geplanten Arbeits-
aufgaben deutlich erschwert oder gar un-
möglichmacht,muss sie offff enbart werden.
Im laufenden Arbeitsverhältnis darf der
Vorgesetzte nachfragen – und das aus guug -
tem Grund. „Der Arbeitgeber hat ja ein be-
rechtigtes Interesse daran, zu erfahren, ob
dem Mitarbeiter Sonderrechte wie Zusatz-
urlaub oder der besondere Kündiguug ngs-
schutz zustehen“, sagt Fleischer.

2. Arbeitgeber müssen die Arbeitsplätze
von schwerbehinderten Mitarbeitern
nach deren Wünschen ausstatten.

Falsch. „Arbeitnehmermit einer Schwerbe-
hinderung haben keinen Anspruch auf ei-
nen Wunscharbeitsplatz“, erklärt Fachan-
walt Fleischer. Vorgesetzte haben jedoch
füüf r die behinderungsgerechte Einrichtung
der Arbeitsstätte zu sorgen. Dazu zählt die
Gestaltung des Arbeitsplatzes und des Ar-
beitsumfeldes, insbesondere die Ausstat-
tung mit erforderlichen technischen Hil-
fen. Sollte die Leistungsfääf higkeit eines
schwerbehinderten Mitarbeiters im Laufe
der Jahre abnehmen, hat er einen An-
spruch auf einen Schonarbeitsplatz. Den
müsste der Arbeitgeber extra einrichten.

3. Wenn sich ein Schwerbehinderter auf
eine Stelle bewiiw rbt, wiiw rd er bevorzugt.

Falsch. Gibt ein Bewerber in seinen Unter-
lagen die Schwerbehinderung an, muss ein
Unternehmen ihn zum Vorstellungsge-
spräch einladen. Zumindest, wenn die Be-
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mühungen ernst gemeint sind und der Be-
werber auf die Stelle passt. „Einzelne feh-
lende Anforderungen sind kein Grund, ihn
nicht einzuladen“, sagt Fleischer. Anderen-
falls könnten sogar erhebliche Schadener-
satzforderungen auf das Unternehmen zu-
kommen. Eine Besonderheit: Öffff entliche
Arbeitgeber sind gesetzlich zu einer Einla-
dung verpfllf ichtet.

Ein Unternehmen ist zudem bei jeder
Einstellung verpfllf ichtet, zu prüfen, ob freie
Arbeitsplätzemit schwerbehindertenMen-
schen besetzt werden können. Verzichtet
es darauf, kann der Betriebsrat die Zustim-
mung zur Einstellung verwwr eigern.

AllA lerdings: „Ein Schwerbehinderter
muss nicht bevorzugt genommen wer-
den“, sagt Fleischer. „Er muss den Anforde-
rungen entsprechen und in der Eignung
vergleichbar sein.“ Eine Ablehnung muss
ihm mitgeteilt werden. „Anderenfalls wird
eine Benachteiliguug ng vermutet“, sagt Flei-
scher. Das könne ebenfalls ein Grund füüf r
Schadenersatzforderungen sein – und zwar
in beträchtlicher Höhe. Hierfüüf r müssten je-
doch genügend Anhaltspunkte vorliegen.
So lehnte das Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg Anfang des Jahres die Klage
eines abgelehnten schwerbehinderten
Mannes ab. Er berief sich auf das AllA lgemei-
ne Gleichbehandlungsgesetz und forderte
eine Entschädiguug ng wegen Diskriminie-
rung. Die RiiR chter urteilten, dass der Mann
seine Behauptungen „anlasslos ins Blaue
hinein“ aufgestellt habe. Ohne Indizien
könnten solche Vorwwr üüw rfe gegenüber je-
demArbeitgeber erhobenwerden, der eine
Bewerbung ablehne.

4. Jeder Arbeitgeber ist verpfllf ichtet,
Schwerbehinderte einzustellen.

Nicht unbedingt. Insbesondere große und
mittlere Unternehmen haben sogar selbst
ein Interesse daran, genügend Schwerbe-
hinderte zu beschäfttf igen. Denn wenn sie
das nicht tun, müssen sie einen Ausgleich
zwischen 105 und 290 Euro proMonat zah-
len. Laut Gesetz müssen sowohl private als
auch öffff entliche Arbeitgeber mit mindes-
tens 20 Arbeitsplätzen die sogenannte Min-
destquote von füüf nf Prozent erfüüf llen. Sach-
sen gehört bundesweit übrigens zu den
Schlusslichtern bei der Beschäfttf iguug ngsquo-
te. Nur 4,1 Prozent der Betriebe beschäfttf i-
gen hierMenschenmit Handicap.

5. Schwerbehinderte dürfen
nicht gekündigt werden.

Falsch. Selbstvvt erständlich kann auch ein
schwerbehinderter Mitarbeiter seinen Job
verlieren. Es muss aber sein Sonderkündi-
guug ngsschutz berücksichtigt werden. „Das
Unternehmen hat den Zwischenschritt
über das Integrationsamt zu gehen. Es
muss seine Zustimmung geben, und zwar
bevor die Kündiguug ng ausgesprochenwird“,
sagt Fleischer. Im Freistaat ist das Integrati-
onsamt der Kommunale Sozialverband
Sachsen (KSV). Die Regelung gilt sowohl füüf r
ordentliche und außerordentliche als auch
füüf r verhaltens-, personen- und betriebsbe-
dingte Kündiguug ngen.

Der Betroffff ene wird angehört, die Stel-
lungnahme des Betriebs- oder Personalra-
tes sowie der Schwerbehindertenvertre-
tung wird eingeholt, gegebenenfalls wer-
den Zeugen befragt. „Das Integrationsamt
ist verpfllf ichtet, den Sachverhalt umfassend
aufzuklären und auf eine güüg tliche Eini-

guug ng hinzuwirken“, erklärt Fleischer. Ge-
lingt diese nicht, fääf llt das Amt eine Ent-
scheidung, gegen die Widerspruch einge-
legtwerden kann.

Jede Kündiguug ng eines Schwerbehinder-
ten ohne Zustimmung des KSV ist per se
rechtswidrig. Der Arbeitnehmer muss je-
doch parallel unter Einhaltung der Fristen
eine Kündiguug ngsschutzklage beim Arbeits-
gericht erheben und die Unwirksamkeit
der Kündiguug ng feststellen lassen.

Wichtig zu wissen: Der besondere Kün-
diguug ngsschutz tritt erst nach einer Warte-
zeit von sechs Monaten ein. Im ersten hal-
ben Jahr kann der Arbeitgeber ein Arbeits-
verhältnis also auch ohne Grund aufhhf eben
– zumindest, solange es sich nicht um eine
treu- oder sittenwidrige Kündiguug ng han-
delt. Eine Ausnahme gilt zudem füüf r
Schwerbehinderte, die älter als 58 Jahre
sind und Anspruch auf eine Abfiif ndung
oder Entschädiguug ng haben.

Wenn der Arbeitgeber gar nichts von
der Schwerbehinderung weiß, kann sich
der Beschäfttf igte trotzdem auf den besonde-
ren Kündiguug ngsschutz berufen. Dafüüf r hat
er ab dem Erhalt der Kündiguug ng aber nur
drei Wochen Zeit. Kündigt der Arbeitneh-
mer selbst oder wird ein Aufhhf ebungsver-
trag geschlossen,muss das Integrationsamt
weder beteiligt werden noch zustimmen.

6. Ein Schwerbehinderter bekommt
immer eine Woche mehr Urlaub.

Falsch. Schwerbehinderte haben bei einer
Fünf-Tage-Arbeitswoche Anspruch auf Zu-
satzurlaub von füüf nf Arbeitstagen pro Jahr.
Ist der Mitarbeiter aber in Teilzeit tätig,
sind es entsprechend weniger Tage. „Sollte
es tarifllf iche oder betriebliche Urlaubsre-
geln geben, die einen längeren Zusatzur-
laub vorsehen, gelten diese“, sagt Fleischer.

7. Ein Schwerbehinderter hat
das Recht auf einen Teilzeit-Job.

Nicht unbedingt. Laut Gesetz sollen Arbeit-
geber die Einrichtung von Teilzeitarbeits-
plätzen fördern. Einen Anspruch darauf ha-

ben Schwerbehinderte aber nur, wenn die
Art oder die Schwere ihrer Erkrankung ei-
ne kürzere Arbeitszeit erfordern. „Betroffff e-
ne sollen damit die Chance haben, weiter-
hin am berufllf ichen Leben teilzuhaben, oh-
ne aber ihre Gesundheit zu gefääf hrden“, er-
klärt Fleischer. Ein Antrag auf Teilzeit ist je-
derzeit möglich, es gibt keine Fristen. Auch
Mindestanforderungen an die Betriebsgrö-
ße oder die bisherige Beschäfttf iguug ngszeit
müssen nicht erfüüf llt sein.

Die Bundesarbeitsgemeinschafttf der In-
tegrationsämter und Hauptfüüf rsorgestellen
(BIH) macht zudem darauf aufmerksam,
dass Arbeitnehmer, die länger als sechsMo-
nate in einem Unternehmen tätig sind, ei-
ne Verringerung ihrer Arbeitszeit verlan-
gen können. AllA lerdings gelte dies nur füüf r
Betriebemitmehr als 15 Beschäfttf igten.

8. Schwerbehinderte dürfen
keine ÜbbÜ erstunden machen.

Falsch. Sie dürfen. AllA lerdings können sie
sich vom Arbeitgeber von der angeordne-
ten Mehrarbeit freistellen lassen. Das soll-
ten sie schrifttf lich und möglichst früür hzeitig
tun. Eine Begründung ist nicht notwwt endig.

Hintergrund ist: Schwerbehinderte sol-
len nicht gegen ihrenWillen zusätzlich be-
lastet werden. Kommt der Arbeitgeber der
Freistellung nicht nach, können die Be-
schäfttf igten die ÜbbÜ erstunden verwwr eigern.
Ein Bereitschafttf sdienst gilt übrigens auch
als Arbeitszeit und ist zu berücksichtigen.

9. Schwerbehinderte werden bei
Fortbildungsmaßnahmen bevorzugt.

Nicht unbedingt. Laut Gesetz müssen Ar-
beitgeber gesundheitlich eingeschränkten
Mitarbeitern eine Beschäfttf iguug ng bieten, bei
der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse
möglichst voll einsetzen und weiterentwwt i-
ckeln können. Dazu gehört auch, Schwer-
behinderte bei betrieblichen und außerbe-
trieblichen Berufsbildungsmaßnahmen in
besonderemMaße zu berücksichtigen.

10. Schwerbehinderte gehen
früür her in die gesetzliche Rente.

Sie müssen das nicht, können es aber. Ha-
ben sie mindestens 35 Jahre in die gesetzli-
che Rentenversicherung eingezahlt, steht
ihnen die AllA tersrente füüf r schwerbehinder-
te Menschen zu. Damit können sie ohne
Abschläge zwei Jahre früher in Rente ge-
hen,mit Abschlägen bis füüf nf Jahre früher.

Lesen Sie in der nächsten Woche: Wie Menschen mit
Handicap jetzt noch mehr Steuern sparen können.

Zehn Irrtümer über Schwerbehinderung im Job
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Unkündbar, mehr Urlaub, keine ÜbbÜ erstunden: Was ist wirklich dran an den Sonderrechten?

Von Kornelia Noack

p Mit einem Grad der Behin-
derung von 30 oder 40 gel-
ten Arbeitnehmer im engs-
ten Sinne nicht als schwer-
behindert. Arbeitsrechtlich
haben sie aber die Mög-
lichkeit, sich mit Schwer-
behinderten gleichstellen
zu lassen. Denn häufig fällt
es ihnen ebenso schwer,
einen Job zu finden oder
ihre Stelle langfristig zu
behalten.
p Doch nicht alle Nachteils-
ausgleiche kommen für
gleichgestellte Arbeitneh-

mer infrage. So haben sie
beispielsweise keinen An-
spruch auf Zusatzurlaub,
wie ihn schwerbehinderte
Menschen haben. Sie kön-
nen auch nicht die Alters-
rente für schwerbehinder-
te Menschen nutzen.
p Profitieren können Gleich-
gestellte dagegen von dem
besonderen Kündigungs-
schutz. Dafür muss der Ar-
beitnehmer bei Zustellung
einer Kündigung aber be-
reits gleichgestellt sein.
Auch die Freistellung von

Mehrarbeit ist möglich.
Unternehmen profitieren,
weil Gleichgestellte bei der
Behindertenquote mitge-
zählt werden.
p Den Antrag auf Gleichstel-
lung müssen Arbeitnehmer
bei ihrer zuständigen
Agentur für Arbeit stellen.
Ihren Vorgesetzten müs-
sen sie nicht zwingend da-
rüber informieren. In der
Regel erfährt er ohnehin
davon, weil die Arbeits-
agentur ihm einen Frage-
bogen zuschickt. (rnw/kno)

Foto: 123rf

Was eine Gleichstellung bedeutet

Carsten Fleischer
ist als Fachanwalt
für Arbeitsrecht in
einer Dresdner
Kanzlei tätig. Der
45-Jährige ist ge-
bürtiger Freitaler.
Foto: Kanzlei Kucklick
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Hilfe,Handicap!

Eine Serie der Sächsischen Zeitung

Kompakte AkkA ku-Rasenmäher habenVortei-
le gegenüber anderen Geräten: „Sie sind
nicht so laut wie ein Benziner. Und sie
brauchen kein Stromkabel“, sagt Peter Ba-
ruschke. Für die „Selbst ist der Mann“ hat
er 14 AkkA ku-Rasenmäher getestet.

Die Geräte mit kleiner Schnittbreite
sind eher auf kleinere Gärten ausgelegt.
Doch beim Test auf einem Sportplatz gab
es große Unterschiede bei der Reichweite.
Einige Geräte konnten mit einer AkkA ku-La-
dung eine Rasenfllf äche von 600Quadratme-
tern mähen, andere schaffff ttf en nur eine Flä-
che von 150Quadratmetern.

Neben der Reichweite ist die Motorleis-
tung entscheidend. Schwächere Geräte ka-
men nicht guug t mit hohem Gras klar. „Wir
haben zudem bemerkt, dass einige Geräte
den Fangkorb nicht richtig voll machen“,
sagt Baruschke. Aber: Die „sehr guug t“ bewer-
teten Geräte im Test konnten eine Rasen-
fllf äche von 200 Quadratmetern mähen, be-
vor der Fangkorb voll war.

„Es lohnt sich, auch auf das Zubehör zu
achten. Bei einigen Marken sind AkkA kus, La-
degerät sowie einMulchkeil im Preis schon
enthalten. Wer noch keinen AkkA ku hat, soll-
te nach Komplett-Sets suchen“, so Barusch-
ke. Da der AkkA ku meist das teuerste Teil ist,
rät er nach Gerätefamilien Ausschau zu
halten. „Dann können Sie einen AkkA ku füüf r
unterschiedlicheGeräte nutzen.“

Die Preise der getesteten Geräte lagen
zwischen 200 Euro und 400 Euro. Nur zwei
der 14 Geräte erhielten die Note „sehr guug t“:
Ein Modell von Einhell (GECM 36/36 Li) füüf r
rund 320 Euro und eines von Ikra (ICM
2/2037), das mit ruur nd 200 Euro auch der
Preissieger im Test war. Drei Geräte beka-
men die Bewertung „guug t“ – jeweils Modelle
vonWolf Garten, Stihl sowie Bosch. (dpa)

Nicht jeder Mäher
schafft es weit

Googles Ohrstöpsel
können übersetzen

Die Pixel Buds von Google erhalten eine
Neuaufllf age. Die A-Series genannten draht-
losen Ohrstöpsel kommen mit Google As-
sistant, Freisprechen und Druckentlas-
tungskanal füüf r 99 Euro in den Handel. Der
Konzern hat etwwt as am Design geschraubt.
Damit nichts wackelt, haben die wasser-
und schweißresistenten Buds einen Stabili-
sierungsbogen aus Silikon. Ein Umge-
bungsgeräusch-Kanal verhindert Druckge-
füüf hl auf den Ohren. Per Google Assistant
können mittels Sprachsteuerung kleinere
Kommandos und Suchanfragen abgerufen
werden, außerdem ist Googles Echtzeit-
übersetzung füüf r rund 40 Sprachen inte-
griert. Diese verspricht eine ÜbbÜ ersetzung
gesprochener Sprache direkt ins Ohr. (dpa)

Campingkocher
dürfen nicht ins Zelt

Vor der Nutzung eines Campingkochers
sollten alle Ventile und Verbindungsschläu-
che auf Schäden überprüfttf werden, rät der
Tüv-Verband. Der Kocher sollte zudem nur
unter Aufsicht betriebenwerden. Der beste
Standort ist vom Wind geschützt auf einer
stabilen, ebenen und idealerwwr eise feuerfes-
ten Fläche. Hier kann ein AllA uminium-
Windschutz helfen. Auf keinen Fall sollten
die Kocher in geschlossenen Räumen und
Zelten stehen, denn das entstehende Koh-
lendioxid kann zur Erstickung füüf hren. Die
Brennstoffff bbf ehälter sollten stets guug t ver-
schlossen sein und vertragen zudem keine
hohen Temperaturen. (dpa)
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Viele kennen das Problem, dass Speck ger-
ne mal am Grillrost hafttf en bleibt. Gegen
das Anpappen hat die Zeitschrifttf Beef einen
Trick parat. Die Speckstreifen einfach auf
Backpapier legen und bei kleiner Hitze di-
rekt über der Flamme knusprig werden las-
sen. Backpapier helfe auch, wenn der
Speck beim Grillen schrumpelig, wellig
und unansehnlich wird. Das Papier wird
oben auf dem Bacon ausgebreitet. Dadurch
bleibt der Speckstreifen knitterfrei, ver-
sprechen die Grillexperten. (dpa)

Grill-Tipp
für Speckstreifen

Schön knusprig. Foto: Frank Rumpenhorst/dpa
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